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über die am Freitag, den £3.0Oktober 1925 im 
Neuen Sitzungsssal des Rathauses der »tadt 


Saarbrücken stattgefundenen »itzung des 
Tandesrätes. 


Ihrsitzender Scheuer : \leine Herren! Ich eröffne die Sitzung. (9 Uhr 
45 Ninuten vormittags.) 


Entschuldigt fehlen die Abgeordneten Seiwert, lhiel 
Hussong,Lr, Röchling und Albert. 


Die Regierungskommission ist vertreten durch Herrn 
Oberregierungsrat Dr.Heim,als Stastskommissar. 


Tie Tagesordnung liegt Ihnen vor,welche lautet: 
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T, Wahl der Beisitzer des Vorständes; 
II. Bildung der Kommissionen; 


ill, BeEU LE OH TUNG der Jerordnungsentwürfe der hegierungs- : 
kommissiıon feir.: | 


1) Verlängerung der Verordnung vom 10. Juni 1924 
betreffend Neuregelung der Restimmungen über 
das liohnungswesen; 


49 PrZ 


2) Abänderung des Zuwachssteueggesetzes vom 14. Febru- 
sr 1911 in.der Fassung des Vesetzes vom Sau ull 
1913 über Änderungen Im Finanzwesen; 


& 3) Abänderung der Verordnung betreffend Versorgung 
Ei der, Ariegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen 
v im vaargebiet. 
Wir kommen zu Punkt 1 der Tagesorcnung 
’ 


s WLHL der BEISTTZER des _\CHKSTANTES. 
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Die Wahl hat schriftlich zu erfolgen. Die Stimmzet®i 
sind verteilt. Tenn keine weiteren Vorschläge gemacht werden, 
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bitte ich den Herrn Protokollführer mit dem Einsammeln der 8: 
Stimmzettel zu beginnen. Ir 
 Abgegeben sind 20 Stimmzettel. Auf den Abgeordneten ” 
Betz entfaälen 20 und auf den Abgeordneten Eifler 7 Stimmen. 8 
Damit wären die Äbgeordneten Betz mit 20 und Eifler mit 7 Stin- 9% 
men gewählt. !enn die Herren ihre Plätze einhalten,nehme ich | 
en, daß sie die Wahl annehnen. i = 
SER nz ® 
Wir kommen dann zu Punkt 2 der Tagesordnung: \ 
BILDUNG der KOMMISSIONEN. nr 
Ich frage ‚werden irgendwelche Vorschläge gemacht 7 a3 
Das Wort hat der Abgeordnete Levacher |! | > 
k, Tevacher (Z.): Ich möchte _vorschlagen,die Kommissionen in der- | En 
selben Besetzung zu belassen. an 
sitzender Scheuer : Wenn kein Gegenvorschlag gemacht wird,nehme 4 
| ich an, daß der Vorschlag angenommen ist. | u 
Erin BR; 
F: m 
"ir kommen dann zu Punkt 3 der Tagesordnung: I 
B 





Be antung der Verordnungsentwürfe der kegierungskommission 
etr. 


vom 10.Juni 1924 
estımmungen über 


1) 


Verlängerung der Verordnun 





Die Vorlage umfaßt ‚wie Sie aus derselben ersehen, 2 Artikel, 
die ledi Pich besagen, daß die Verordnung vom 1l0.Juni 1924 
bis 31. Dezember ds.Js. verlängert werden soll. Die Verord- 
nung soll am l.November ds.Js. in Kraft treten. Aus der Denk- 
schrift hierzu geht hervor,daß in nächster Zeit,ein neuer 
Verordnungsentwurf über Neuregelung des liohnungswesens dem 
Landesrat zugehen soll. Aus diesem Grunde waren die Herren 
Fraktionsführer bei der letzten Fraktionsführerbesprechung 
der Meinung, daß heute von einer Debatte über das Wohnungs- 
wesen abgesehen wird und dieselbe erst mit der ‚Beratung der 
eigentlichen Vorlage stattfinden soll. Wenn das Wort nicht 
‚weiter gewünscht wird, nehme ich an, daß Sie mit diesen Vor- 
schlag einverstanden sind. 
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2) Abänderung des Zuwächssteuergesetzes vom 14. Febru- 
: 24 : 2 





Diese Vorlage hat bereits den landesrat schon einmal beschäf- 
tigt d.h. die Vorlage war unter den uns a 
aufgeführt, 
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aufgeführt ‚aber zurückgezogen worden. ber Entwurf befindet 

sich noch in den Händen der Herren Nitglieder,weshalb keine 
Exemplare mehr zum Versand gelangten. Es liegt Veranlassung 
vor, die Vorlage einer Kommission zu verweisen und zwar der 


I.Kommission. Nenn kein Gegenantrag BERN wird,stelle ich 
fest,daß Sie damit einverstanden Sind. 


Ich möchte enge a a ag daß Mitglieder 
eneigt sind, am nächsten Dienstag,den < .ds.lits. nachmittags 
Ihr in die Beratung einzutreten. 


3) Abänderung der Verordnung betreffend Versorzung 
er Krlıezsbeschädigten un rıeeshinterbliebenen 


ım »aargeDlel. 


Zu dieser Verordnung hat Herr llinister Koßmann unterm 21.ds. 
ts. ein Schreiben An mich ergehen lassen, worin er es im 
Interesse der Kriegsbeschädigten als sehr erwünscht bezeich- 
net, daß die Vorlage so rasch verabschiedet wird, daß sie in 
der nächsten Sitzung der hKegierungskommission vorgelegt wer- 
den kann. Die Fraktionsführerbesprechung 8ing mit diesem 
Wunsche einig,wie es der ländesrat gerade in solchen Fragen 
es an einem raschen Arbeiten nie ha fehlen lassen. Die Frak- 
tionsführer sind meinem Vorschlag beigetreten, Am liontag 
3 Uhr nachmittags in die Berstung einzutreten und die Beratung 
derart zu fördem, daß vor der nächsten Sitzung der hegierungs- 
kommission die Vorlage im Plenum verabschiedet werden Kann. 
Die Dr ed Donnerstag Vormittag 1/2 10 Uhr statt. 
Ich bitte davon Vormerkung nehmen zu wollen, daß am Nontag 
nachmittags die Vorlage betr. Kriegsbeschädigten, Liens"n6 
nachmittags die Vorlage betr. Zuwachssteuer sraten wird und 
am Donnerstag die Plenarsitzung stattfindet. 

amit ist die Tagesordnung erschöpft. 
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Vorsitzender 
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forsitzender: Das ort hat der Abgeordnete Reinhard ! 5. 
\bg. Reinhard (K.P.): Meine Herren! Die Kommunistische Fraktion T 
| ist der Auffassung, da® sauferund der innenpolitischen wie <; 
sußenpolitischen Vorgänge etreffs der Verträge von lo- 9 
carno das Haus in die Beratung eintreten muß. Wir stel- IR 
len den Antrag an das Haus,heute über diese Frags in die ® 
Tagesordnung einzutreten. '&y 
Vorsitzender: Wir haben auch schon in der Kommissicnssitzung IR- N. 
| ber gestrechen, inwieweit zu der allgemeinen Situaticn, | - 
der aligemeinen läge, das ort genommen werden soil. 21 I® 
Parteien waren jedoch der Übereinstimmung darürer,daf da- 3 
zu der jetzige Augenblick nicht geel et sei,in eine nähe- o 
re kussprache darüter einzutreten End heken sich dahin- h 
ehend geeinigt,eine allgemsine Aussprache auf die nächste + 
ollversammlung zurückzustellen. AR 
Tas Wort hat der Abgeordnete Reinhard ! RL 
3- 
a, 
in 
Kr 
; ER . ? pn 
‚bg. Reinhard (K.P.): Die Kommunistische Fraktion ist der Auffas- un 
sung,daß diese Materie so wichtig ıSt, daß wir uns aus | 
iesem Grunde der Mehrheit des Hauses fügen, weil eine | 
alleemeine Aussprache nur dann mO lich ist,wenn die Nehr- &) 
ar damit einverstanden ist.Darüber hinaus habe ich 9» 
noch zwei Anträge und eine Anfrage zu stellen betreffend MR 
kommunal-politische Vorgänge innerhalb des Saargebietes. | B. 
Der erste Antrag,den wir einzubringen haben, be- 
trifft eine Angele Snheit des Stadtbezirks Saarlouls. An 
und zwar des Stadt cils Saarlouis Il. Es wird verschie- | nv 


dentlich bekannt sein, daß durch einen früher a 
nen Vertrag der Stadt Saarlouis und dem früheren Urte 
Roden eine Ylausel geschaffen u (auf Grund des be- 
stehenden Dreiklassenwahlrechtes, ) daß dem früheren Ur- 
te Roden nur eine beschränkte Zahl von Abgeordneten in 
dem Stadtrate zubilligte. Das Dreiklassenwählrecht, das. 
in Preußen Gesetzeskraft hatte, wurde durch das aligemei- 
ne Wahlrecht,beseitigt. Diese Gesetze wurden durch den 
Versailler Vertrag verankert. Es sei denn daß die Re- 
gie rungskonnission des Saargebietes nach Anhörung der 
ewählten Vertreter andere Uesetze zu schaffen wünscht. 

s hat sich nun ergeben, daß der Stadtteil Roden auf 
Grund der Umänderung der Steuergesetze in jedem Jahr 
mehr Steuern zahlt, als wie früher. Die Re Sie rungs xom- 
mission hat auch nun erklärt,daß das allgemeine Nahl- 
recht auch für diesen Stadtteil in frage käme und in ei- 
ner Wahlverordnung von 1920 das gleiche Wahlrecht für 
diesen Stadtbezirk festgelegt. Durch eine spätere Be - 
schwerde der Abeeoräneten von Saarlouis II wurde diese 
Festlegung durch die Regierungskommiss1on rückgäneiß 

emacht, und die Dinge liegen heute so,daß der »tadt- 

eil Saarlouis II nur 12 oder 13 »itze erhält während 

em übrigen Yrtsteil Saarlouis | = 18 Sitze zustehen. 

as ist ein Zeichen, daß sich die Bevölkerung von »aar- 
louis II benachteiligt fühlt in ihren kommunalpoliti- 
schen Rechten. Die Kommunistische Fraktion ist der 


Auffassung,daß ein derartiger Zustand auf die Dauer 
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unhaltbar ist und daß der landesrat beschließen möge,daß Saar- 
louis II dieselben Nechte erhält wie Saarlouis I. Wir sind der | 
Veinung,daß einem derartigen Beschluß die hegierung stattgeben 
wird,weıil durch ein Schreiben der Regierung zum Ausdruck ge- 
bracht wird,daß sie im guten Glauben gehandelt habe,daß eine 
derartige Rechtsprechung wie sie vorgesehen war,stimmt. Es 
hätte sich BACH SPAR SEEN gezeigt,daß nicht alle Farteien ein- | 
verstanden seien. Mir wünschen, daß die Farteien klar und i 
unzweideutig einen Beschluß fassen,damit die Einwohner von 
Saarlouis Il ihre Hechte erhalten. 


Unser Antrag lautet: 


—— u u — Ti Te 
u u nn ut un un WERE u 


betreffend Kommunalpolitische Entrechtung des Stadtteils 


Saarlouis II. 1 


Der Stadtteil Saarlouis II (Roden) hat schon 

TenIelABS keinerlei Vertretung im Stadtrat von Saar- 
ouis. Die Stadtverordneten von Saarlouis 1 haben 

bei der Regierungskommission diese Maßnahmen bean- 
tragt. Sie berufen sich dabei auf einen Eingemein- 
te Fri die Verteilung der Stadtverordne- 
tensitze auf der Grundlage des früheren preußischen 
Dreiklassenwaählrechtes festgelegt hat. Die Regierungs- 
kommission hat sich _dem ERRARIEE der Vertreter von 
Saarlouis I angeschlossen,trotzdem sie durch die 
Wahlordnung von 1920 das gleiche Nahlrecht garan- 
tiert hat. Die Bevölkerung von Saarlouis Il hat aus 
Protest bei den letzten Kommunalwahlen restlos Wahl- 
‚enthaltung durchgeführt. Der ee 
lediglich eine verwaltungstechnische \aßnahme ‚die 
durch die Nahlordnung der Regierungskommission von 
192C ihre Gültigkeit verloren hat. 
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Wir beantragen, der Landesrat möge beschließen: 


Dem Ortsteil Saarlouis II die volle Wahlfreiheit 
ohne irgendwelche Einschränkungen in dem Stadtrat Saar- 
louis zu gewähren. 


nr 


Die Kommunistische landesratsfraktion. 


4 


Gleichzeitig möchten wir noch im Anschluß an diese An - 
gelegenheit auf orange aufmerksam machen, die sich in den 
einzelnen Kommunen bemerkbar machen. Wir können verzeichnen, 
daß Mehrheiten dazu übergehen, Minderheiten in den Kommunen 
zu maßregeln und niederzuknüppeln. Diese Maßregelungen gesche- 
hen derartiz,daß man Gemeindevertreter ihrer Mandate,die ihnen 
die Wählerschaft gegeben hat,beraubt. So wurde in Dudweiler 
das Gemeinderatsmitglied Do na t e seines NMandates beraubt. 
Ferner ist durch die Presse bekannt,daß der Vorsitzende einer 
Stadtverordnetenversammlung die Polizei aufforderte ‚Abgeord- 
nete, die ihre Pflicht erfüllten, aus dem »aal zu he 
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Ich kann nicht die heutige Sitzung vorübergehen lassen, ohne 
dieserhalb einen Äntrag einzubringen. Der Antrag lautet: 


A 


u u Wu wu RR, u WER WERE wu, BER wu 


betr. Maßregelung von Gemeindevertretern. 


| In der letzten Zeit mehren sich die Fälle ,wo 
die Vertreter der bürgerlichen Mehrheit in den 
Kommunen unter Mißach ung der Wählerschaft,Ver- 
treter der Arbeiterschaft durch Polizei aus den 
Sitzungen entfernen lassen oder sogar einfach 
Jar! von den Wählem erhaltenen Mandate berau- 

en. 

In Dudweiler wurde das Gemeinderatsmit- 
lied Donate ‚ohne daß ihm die Be Finge®e 
chädigung der Gemeindeinteressen nachgewiesen 

werden konnte ‚einfach durch Gemeinderatsbe- 
schluß seines Mandates beraubt. 

In Neunkirchen forderte der Vorsitzende 
die Polizei auf, den Stadtverordneten Pütz 
abzuführen, ohne daß hierfür der geringste Grund 
vorhanden war. | 

In beiden Fällen berufen sich die Helden 
dieser Maßnahmen auf die Rheinische landgemein- 
deordnung von 1845. | | 

Trotzdem feststeht, daß in diesen Fällen 
die Gemaßregelten nicht einmal gegen diese mit- 
telalterliche Gemeindeordnung verstoßen haben, 
sind diese Maßnahmen getroffen worden. Die konm- 
munistische Fraktion protestiert mit aller Schär- 
fe gegen eine derartige Mundtotmachung der Up- 
position in Gemeinde oder »tadträten. 
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Wir beantragen: 


1) dem landesrat ist baldigst eine Gesetzes- 
vorlage betr. einer neuen Gemeindeordnung 
vorzulegen; 


- .. 


2) die Maßnahmen gegen das Gemeinderatsmit» 
glied Dona te Dudweiler sind für un- 
gültig zu erklären; 


22 


3) die Verwaltungen von Dudweiler und Neunkirchen 
sind wegen ungerechtem Vorgehen gegen- 
une gewählten Arbeitervertretern zur 
chenschaft zu ziehen. 


Die Kommunistische Iandesratsfraktion. 
Meine Herren! Wir bitten Sie, zu diesen Angelegenheiten die 
zusammengehören, Ihre Meinung zu sagen und glaube nicht fehl 


zu 
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fehl zu gehen in der Annahme, daß Sie sich in diesen Fragen 
.. s hu . . 

der grundsätzlichen Auffassung der Kommunistischen Fraktion 

anschließen. 


sitzender: Meine Herren! Es wird billig sein, daß wegen der hei- 
den sorgfältig ausgearbeiteten Anträge dem Haus Gelegenheit 
gegeben wird, ın eine NG ee aid Brarne einzutreten. Die- 
se Reratung muß sich natürlich zunächst ın, en Fraktionen 
vollziehen. Ich nehme an,das aus wird damit einverstanden 
sein. Wir können dann die Aussprache bis zur nächsten Voll- 
sitzung am nächsten Donnerstag zurückstellen. 

i Das Wort hat der Abgeordnete Hoffmann! 


>, Hoffmann (S.P.): Unsere Fraktion hat grundsätzlich dieselbe 
Auffassung in der Saarlouiser Geschichte wje die Kommunisti- 
sche Fraktion. Wir haben jedoch gegen die Überweisung an die 
Kommission keine Bedenken, da man das Material schließlich 
wird durchsprechen müssen. Dasselbe trifft für die andere 
u von Dudweiler und Neunkirchen zu. Diese Frage 
ist nach meinem Dafürhalten auch vom demokratischen Stand- 
punkte aus wie von unserer Fraktion aus zu unterstützen. Wir 
Sind aber auch dafür, daß man die Angelegenheit der Komnis- 
sion überweist,damit wir uns dazu über die früheren Vorfälle 
informieren können. 
rsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Reinhard ! 
inhard (K.P.): Meine Herren! ir können ja die Farteien nicht 
zwingen,heute Stellung dazu zu nehmen. "ir können verstehen, 
daß sie auf Grund dieser Tatsachen die Verhältnisse zuerst 
prüfen wollen. "ir legen Wert darauf, daß die fartelen We- 
niestens in der nächsten Plenarsitzung zu der Angelegenheit 
Stellung nehnen. 
Turch die Presse ist bekannt, daß in letzter Zeit, 
schon einige Monate, ja _ sogar über ein Jahr die französische 
Grubengesellschaft Karlingen und Spittel dazu übergegangen 
ist und beutet die dortigen Kohlengruben Aus, die sich nach 
Tudweiler erstrecken. Der Friedensvertrag sagt,daß die Gruben 
des Saargebietes dem französischen „Staat zur Ausbeutung über- 
eben werden. Er kann also damit machen, was er will, aber 
er Friedensvertrag sagt gleichzeitig, daß für die Ausbeutung 
dieser Kohlenflöze ‚Steuern zu zahlen sind. Ich habe Gelegen- 
heit gehabt, festzustellen, daß von Seiten,die der Negierung 
nahe stehen. gesagt worden ist,daß der französische »taat 
die Gruben zur Ausheutung verpachtet hätte. Ich richte daher 
an den Herrn Vertreter der Regierung die Anfrage, er möge 
dem Hause bekannt geben,inwieweit die französische Kohlenge- 
sellschaft von Saar und Mosel Steuern zahlt. Sollte die Re- 
rar die Auffassung vertreten, da2 die Ausbeu- 
ung nicht vorgenommen würde, so würden wir gezwungen Sein, 
einen Antrag einzubringen, durch den der landesrat eine Kom- 
mission ernennt ‚welche im Beisein von technischen Kräften 
diese Gruben befährt um festzustellen, ob sine Ausbeutung be- 
steht. Mir legen lert darauf, zu erfahren, inwieweit im vaar- 
gebiet für diese Heichtümer auch die nötigen Abgaben bezahlt 
werden. Es ist selbstverständlich, daß wir gegen eı1nS solche 
Form BR EL ABSDCRVORE mit aller. Schärfe protestieren müssen. 
Bei der Begierungskommission geht men dazu über,dem Landesrat 
Steuergesetze vorzulegen,um das Volk an der Saar auszusaugen 
bis auf den Hund. 
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rFsitzender: Das Wort hat der Herr Staatskommissar Dr. Heim ! 


hatskommissar Dr.Heim: Meine Herren! Der Herr Abgeordnete Rein- 
| hard hat das Saarstatut angezogen, nach welchem die franzö- 
sische Regierung ae die Kohlenfelder zu ver- 
pachten. Nach der Auskunft des Überbergämtes ist Vorsorge 
etroffen, daß sämtliche Bergpolizeilichen Vorschriften ge- 
a werden und daß jede wirksame Kontrelle durchgeführt 
wird. 
Betr. der Frags der Besteuerung muß ich _hnen folgen- . 
des sagen, daß eine bestimmte Pauschale für die Gemeinden | 
bezahlt wırd. 


(Zuruf Karius: Wer hat diese festgesetzt 2) 
( Zurufe:; Lebie !) 
(Glocke des Vorsitzenden ) 
itzender: Ich bitte, den Herm Staatskommissar reden zu lassen! 


atskommissar Dr. Heim fortfahrend: Bei der Verteilung wurde genau 
von den gleichen Grundsätzen ausgegangen wie es früher der 
Fall war. Nur die Anlagen über Tage geben der Wemeinde einen 
Steueranspruch während der Abbau unter Tage der Gemeinde 


keinen Anspruch gibt. 
(Zurufe: Hört, hört !) 


Meine Herren! Es tut mir leid, die Rechtsprechung hat sich 
seit 50 Jahren so entwickelt. 


( Zurufs: Und die Senkungen ?) 


Ich kann nicht dafür, daß die preußischen und bayerischen 
Öberverwaltungsgerichte so entschieden und sich auf den 
Standpunkt gestellt haben, dab Ireielign der Anspruch für 
Anlagen über Tage gerechtfertigt ist. RESTE der Betriebs- 
anlage über Tage kann daher der Gemeinde udweiler ein »teu- 
erenspruch nicht zugesprochen werden. 
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Sitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Levacher 


‚ Tevacher (Z.) Was die Angelegenheit des Herrn Reinhard angeht, 
so beschäftigen wir uns seit längerer Zeit ebenfalls damit. 
ir sind auch im Besitze ziemlich genauen Materials. Diesel- 
ben Gründe, die uns bewogen haben, die allgemeine Aussprache 
über die Kommunalpolitik heute zu unterlassen haben uns. 
heute auch dazu geführt, daß wir schweigen Wo len. Sie sind 
noch nicht so reif, daß man in der Öffentlichkeit darüber 
sprechen kann. 


= ZT: 7 


Sitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Hoffmann!‘ 


‘ Hoffmann (S.P.): Ich beantrage, die Anträge des Herm Atgeord- 

| neten Reinhard betreffend die kommunalen Angelegenheiten 
an die 4, und 5. Kommission für Verwaltungs-und hechtsfragen 
zu überweisen, 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Ich weiß RapbS, ob wir in der Kommission darüber 


| sprechen können. D °, Kommission kann Sich eigentlich nur 
| an die teeesgränung alten, die in dem Erlaß aufgeführt 
ist. Eine offizielle Verweisung ist mir nicht möglich. 


Wir sind am Ende unserer Beratung. Ich schließe 
die Sitzung. ( 10 Uhr 15 Minuten. ; 


-0.09- 
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